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Informationsrundschreiben Bereich Wirtschaftsberatung

Bargeldverkehr – Geldwäsche

Aufgrund der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen zur Bekämpfung der Geldwäsche 

(Gesetz Nr. 197/1991, Gesetzesdekret Nr. 231/2007) ist es ja bekanntermaßen unter And-

rohung empfindlicher Strafen verboten, Bezahlungen usw. mittels Bargeld vorzunehmen, 

wenn der Betrag 12.500 € übersteigt.

Ab dem 30.04.2008 wird diese Höchstgrenze entschieden herabgesetzt, ab diesem Da-

tum sind alle Bargeldtransfers von 5.000 € und darüber (man beachte, dass auch 

5.000 € schon als Geldwäsche gelten und nur Beträge bis zu 4.999 € darunter liegen!) 

grundsätzlich als Geldwäsche eingestuft. Wiederholte Zahlungen im Zeitraum von 7 

Tagen werden hierbei summiert und gelten als einheitliche Zahlung.

Für Bargeldtransfer von 5.000 € und mehr gibt es Strafen von 1% bis 40% vom Betrag! 

Strafbar machen sich sowohl der Geber als auch der Empfänger – beide können bestraft 

werden. 

Aber auch schon der Bargeldverkehr mit Beträgen von weniger als 5.000 € ist verdächtig, 

wenn nicht die Notwendigkeit und Schlüssigkeit (congruità) desselben nachgewiesen wird 

– lediglich Bargeldtransfers bis zu 2.000 € sind demnach unbedenklich!

Achten Sie also peinlichst darauf, entsprechende Beträge nicht in Bar zu begleichen bzw. 

entgegenzunehmen. Auch Schecks fallen unter diese Bestimmungen und müssen daher  

unbedingt auf den Begünstigten lauten und mit der Klausel „nicht übertragbar“ versehen 

werden falls sie den Höchstbetrag (5.000 €) überschreiten (neue Schecks der Bank müs-

sen diese Klausel sogar vorgedruckt haben).

Die Bestimmungen gelten sowohl für Privatpersonen als auch für Betriebe aller Rechts-

formen, sowie für Freiberufler (bei diesen kommt noch das Limit der Barzahlungen über 

1.000 € hinzu). Und hier ist besonders auf die Buchhaltung zu achten, da ja alle betriebli-

chen Vorgänge in der Buchhaltung aufscheinen (müssen) und jederzeit nachverfolgt wer-

den können. Zudem wurde denjenigen, welche die Buchhaltung für Dritte führen (Wirt-
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schaftsberater, Verbände, Dienstleistungsgesellschaften, usw.) die Pflicht auferlegt, Ver-

stöße gegen das Geldwäschegesetz zu melden (Strafandrohung von 3% bis 30%). 

Besondere Vorsicht ist auch bei den Kassabewegungen und bei den Privatbehe-

bungen geboten, deshalb erlauben wir uns, nochmals die Tipps aus unserem RS vom 

März 2005 (Bankgeheimnis) zu wiederholen: 

Ø Jede Einlage muss durch einen legitimen Herkunftstitel gedeckt sein. Einlagen 

(auch privat!), welche nicht durch einen entsprechenden Geschäftsvorgang (z.B. 

Rechnung,  Tagesinkasso, Mietquittung, usw.) belegt werden können, gelten für den 

Fiskus – vorbehaltlich Gegenbeweises, den aber der Steuerpflichtige zu erbringen 

hat – als Schwarzgeld, und bei Beträgen über 5.000 € zusätzlich als Geldwäsche;

Ø Spiegelbildlich hierzu gilt aber auch, dass jede Behebung vom Konto (auch privat) 

einer nachweisbaren legitimen wirtschaftlichen Operation zugeordnet werden können 

muss. Der Fiskus geht nämlich davon aus, dass Behebungen, welche nicht doku-

mentiert werden können, zur Steuerhinterziehung missbraucht werden: so könnte 

zum Beispiel der Kaufmann mit diesen Mitteln schwarz einkaufen, oder der Hotelier 

zahlt hiermit sein Personal (zum Teil) schwarz. Behebungen, welche nicht ausrei-

chend belegt werden können, könnten also zu einer Nachschätzung und hypotheti-

schen Umsatzsteigerung führen, worauf die entsprechenden Steuern und Strafen 

abzuführen sind. Auch Privatpersonen, oder Unternehmer für ihre Privatsphäre, sind 

von diesen Überlegungen nicht ausgenommen, man denke nur z.B. an die Schwarz-

zahlungen an Handwerker usw., um die MwSt. zu umgehen. Auch hier gilt: bei Be-

trägen über 5.000 € kommt zusätzlich der Straftatbestand Geldwäsche hinzu;

Ø Darüber hinaus wird bei der Kontrolle der Bankkonten auch geprüft, ob der Steuer-

pflichtige (Unternehmer wie Freiberufler) Behebungen zum Bestreiten des Lebens-

unterhalts gemacht hat. Dabei wird geprüft, ob diese Behebungen der jeweiligen 

persönlichen Situation entsprechen, d.h.: a) angemessen dem eigenen Lebens-

standart und den Einkommensverhältnissen, b) angemessen der Größe der zu un-

terhaltenden Familie und c) periodisch übers Jahr verstreut, sind;

Ø Kassastand: dieser sollte selbstverständlich der Größe und der Tätigkeit des Unter-

nehmens entsprechen. Wenn die „privaten Spesen“ durch Entnahmen aus der Kas-

sa bestritten werden, so ist es unbedingt erforderlich, dies buchhalterisch (bei dop-

pelter – ordentlicher Buchführung) zu erfassen. Es ist nämlich in den Augen der 

Kontrollorgane stets verdächtig, wenn lediglich irgendwann (meist gegen Jahresen-

de) die überschüssigen Beträge ausgebucht werden. Ein relativ hoher Kassastand 

wird meist mit Schwarzgeldzahlungen gleichgesetzt, die Führung eines Gegenbe-

weises ist zumeist äußerst schwierig. Selbstredend darf der Kassastand niemals ne-

gativ sein – man kann nicht Geld aus der Kassa nehmen, welches gar nicht drinnen 

ist – also hat man es laut Fiskus „schwarz“ eingenommen. Bei Beträgen über 5.000 

€ kommt zusätzlich der Straftatbestand Geldwäsche hinzu.

Mit freundlichen Grüßen, Meran, im März 2008
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